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E. Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe A. 


Nr. 10 Ausgegeben Danzig, den 21. Februar 1934 
Inhalt: Zweite Verordnung zur Aenderung des Opiumgeſetzes. Vom 10. Februar 1934 .......... S. 51 
Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Aenderungen der Reichsverſicherungsordnung und 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.). S. 53 
Verordnung über Verlängerung der Geltungsdauer des S 328 Angeſtelltenverſicherungsgeſetzz .... S. 53 
38 Zweite Verordnung 


zur Abänderung des Opiumgeſetzes. 
Vom 10. Februar 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Das Geſetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgeſetz) vom 9. April 1932 (G. Bl. 
S. 197) in der Faſſung der Verordnung vom 9. Dezember 1933 (G. Bl. S. 620) wird geändert wie 
folgt: 

: L 
‘Ss 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Stoffe im Sinne dieſes Geſetzes find: | 
_ 1, a) Rohopium, Opium für mediziniihe Zwecke, 
Kokablätter, Rohkokain, 5 
b) Morphin, Diazetylmorphin (Heroin) und die anderen Eſter des Morphins, 
Dihydrokodeinon (Dicodid), Dihydromorphinon (Dilaudid), Dihydroorykodeinon (Eukodah, 
Dihydromorphin (Paramorfan), Acetyldihydrokodeinon (Acetyldemethylo⸗dihydrothebain, 
Acedicon) und ihre Eſter, : z 
Morphin-Aminoxyd (Morphin-N-oxyd, Genomorphin), die Abkömmlinge des Morphin-Amin- 
vxnds und die anderen Morphinabkömmlinge mit fünfwertigem Stickſtoff, 
Thebain, 
Benzylmorphin (Peronin) und die anderen Ather des Morphins, ſoweit nicht unter 2 auf⸗ 
geführt, 
Kokain, Ekgonin und die anderen Eſter des Ekgonins, 
c) die Salze der unter b aufgeführten Stoffe, 
d) Indiſcher Hanf, 
2. Kodein, Aethylmorphin (Dionin) und ihre Salze. = 

(2) Stoffe, die nach wiſſenſchaftlicher Feſtſtellung die gleichen ſchädigenden Wirkungen wie die im 
Abſ. 1 Nr. 1 genannten auszuüben vermögen, können dieſen durch eine Verordnung des Senats gleich⸗ 
geſtellt werden. 

(2a) Stoffe, aus denen ſich die im Abſ. 1 genannten Stoffe oder die dieſen auf Grund des 
Abf. 2 gleichgeſtellten Stoffe herſtellen laſſen, können den im Ab]. 1 genannten Stoffen durch eine 
Verordnung des Senats gleichgeſtellt werden. , 

(3) Zubereitungen im Sinne dieſes Gejeges ſind 

1. alle Zubereitungen, die die im Abſ. 1 Nr. 1 a bis c aufgeführten Stoffe enthalten, Zuberei⸗ 
tungen, die Morphin oder Kokain oder deren Salze enthalten, jedoch nur, ſofern der Gehalt 
der Zubereitung, berechnet auf Morphin, mehr als 0,2 v. H., berechnet auf Kokain, mehr 
als 0,1 v. H. beträgt, = => - 55 
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2. vila: Sanfextratt und Indiſch-Hanftinktur, 
3. alle Zubereitungen der Stoffe, die nach Wh]. 2 den im Abs. 1 Nr. 1 genannten Stoffen 
gleichgeſtellt werden. 

(4) Durch eine Verordnung des Senats kann beſtimmt werden, daß gewiſſe Stoffe oder Zube- 
reitungen einzelnen Vorſchriften dieſes Geſetzes oder einzelnen auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Be- 
ſtimmungen nicht unterſtehen. 

(5) Durch eine Verordnung des Senats kann beſtimmt werden, daß Zubereitungen mit einem 
geringeren als dem im Abſ. 3 Nr. 1 genannten Gehalt an Morphin oder Kokain ſowie Zuberei⸗ 
tungen, die die im Wb]. 1 Nr. 2 genannten Stoffe oder deren Salze enthalten, dieſem Geſetz oder 
einzelnen Vorſchriften des Geſetzes oder einzelnen auf Grund des Geſetzes ertaffenen es 
unterſtehen. N 

II. 

§ 2 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik G (Staatliche. Opium⸗ 
ſtelle), iſt berechtigt, die Ortlichkeiten, in denen die Stoffe und Zubereitungen gewonnen, hergeſtellt, 
verarbeitet, aufbewahrt, feilgehalten oder abgegeben werden, zu beſichtigen. Auf Verlangen iſt ihm 
über Ort, Zeit und Menge der Ein⸗ und Ausfuhr, über Lieferer und Empfänger ſowie über alle 
die Gewinnung, die Herſtellung, die Verarbeitung der Stoffe und Zubereitungen, den Verkehr mit 
ihnen und den Beſtand betreffenden Fragen Auskunft zu erteilen. Auch iſt ihm auf Verlangen 
Einſicht in die geſchäftlichen Aufzeichnungen und Bücher zu gewähren. Die Verpflichtung, Auskunft 
über Verarbeitung und Beſtand zu erteilen, erſtreckt ſich auch auf ſolche aus den Stoffen und Zube— 
reitungen hergeſtellten Erzeugniſſe, die dieſem Geſetz nicht unterſtehen.“ 

Hinter dem dritten Abſatz wird als Abſ. Sa folgende Beſtimmung eingefügt: 

„Der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik G (Staatliche Opium⸗ 
itelle), iſt berechtigt, die Einfuhr, Ausfuhr und Herſtellung der Stoffe und Zubereitungen ſowie 
die Beſtände an ihnen von Fall zu Fall zu beſchränken oder von Bedingungen abhängig zu machen, 
wenn dies zur Durchführung der internationalen Abkommen 10 W bunenmitidi ein a 


III. 

Im § 3 Abſ. 1 Satz 2 ijt an Stelle der Worte „der Senat“ zu ſetzen „der Senat, Abteilung 

für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik G . Opiumſtelle).“ 
IV. 

Im $ 4 Abſ. 4 find die Worte „der Verkehr mit gewiſſen Zubereitungen“ zu erſetzen durch die 
Worte „der Verkehr mit gewiſſen Stoffen und Zubereitungen.“ 

V. 

Dem $ 5 Abſ. 1 wird folgender neuer Satz angefügt: 

„Wer die Erlaubnis zur Herſtellung von Morphin und Kokain oder zur Verarbeitung von 
Rohopium oder Kokablättern beſitzt, iſt außerdem verpflichtet, den Gehalt des bezogenen Rohopiums 
und der bezogenen Kokablätter in das Lagerbuch einzutragen. Der Senat, Abteilung für Geſund⸗ 
heitsweſen und Bevölkerungspolitik 8 (Staatliche Opiumſtelle), kann beſtimmen, wie der an feſt⸗ 
zuſtellen iſt.“ 

VI. 

Im $ 6 Abi. 2 fällt der zweite Satz, beginnend mit den Worten „Die Opiumſtelle Bm: die Er⸗ 

teilung des Ausfuhrſcheins ... uſw.“ weg. 


VII. 


Dem S 10 Abſ. 1 wird als neue Nummer angefügt: 


9. wer den nach § 2 Abſ. 3a erlaſſenen Anordnungen des Senats, Abteilung für Geſund⸗ 
heitsweſen und Bevölkerungspolitik G (Staatliche Opiumſtelle), zuwiderhandelt. 


Im 8 10 Ab]. 3 iſt ſtatt „7 und 8“ zu ſetzen „7 bis 9". 


82: 
() Die Verordnung tritt am 1. März 1934 in Kraft. 


(2) Soweit für die Herſtellung und Verarbeitung von Stoffen, die durch dleſe Verordnung 
dem Opiumgeſetz vom 9. April 1932 neu unterſtellt worden ſind, und für den Verkehr mit dieſen 
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Stoffen und Zubereitungen eine Erlaubnis nach $ 3 Abſ. 1 des Optumacieges erforderlich iit, darf 
ein bei Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits beſtehender Betrieb nad dem 31. März 1934 nur 
fortgeſetzt werden, wenn der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis bis zu dieſem Tage eingereicht it. 

(3) Eine vor Inkrafttreten dieſer Verordnung erteilte Erlaubnis wird durch die Vorſchrift im 
§ 1 III nicht berührt. 

Danzig, den 10. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


39 Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.). 
Vom 9. Februar 1934. 
Auf Grund des Kapitels IV § 1 der vorbezeichneten Verordnung wird zur Durchführung des 
Kapitels 111 Abſchnitt 1 S 11 folgendes verordnet: 
Artikel | 
Ein Ruhen der Renten beim Zuſammentreffen mit Bezügen auf Grund verſicherungsfreier Be⸗ 
ſchäftigung (Kapitel III Abſchnitt 1 § 11 Abſ. 1 Satz 2) tritt nicht ein, ſoweit es ſich um Anſprüche 
auf Ruhelohn und daraus folgenden Hinterbliebenenbezügen handelt, und die mit Anwartſchaft auf 
Ruhelohn und Hinterbliebenenverſorgung Beſchäftigten verpflichtet ſind, für die Leiſtungen dieſer Ver⸗ 
ſorgung beſondere Beiträge zu entrichten und die Anwartſchaft auf die Sozialverſicherung durch frei⸗ 
willige Weiterverſicherung aufrecht zu erhalten. 
Artikel II 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten mit demſelben Zeitpunkt in Kraft, mit dem die 
Vorſchrift, zu deren Ausführung ſie beſtimmt iſt, in Kraft getreten iſt. 
Danzig, den 9. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


40 Verordnung 
über Verlängerung der Geltungsdauer des § 328 Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
Vom 12. Februar 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (Geſetzblatt S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Die Geltungsdauer des $ 328 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung des Dritten 
Geſetzes über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung vom 13. Juni 1929 (G. Bl. S. 100) wird 
bis zum Schluſſe des Jahres 1936 verlängert. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 


Danzig, den 12. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinsti-Keifer 


Schriftleitung: Geſchäftz nelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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